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Anwesend: 

Ausschussmitglieder: 

1. Abg. Bernd Lynack (SPD), Vorsitzender 

2. Abg. Ulrich Watermann (i. V. d. Abg. Gerd Hujahn) (SPD) 

3. Abg. Wiebke Osigus (SPD) 

4. Abg. Petra Tiemann (SPD) 

5. Abg. Thomas Adasch (CDU) 

6. Abg. Eike Holsten (CDU) 

7. Abg. Sebastian Lechner (CDU) 

8. Abg. Uwe Schünemann (CDU) 

9. Abg. Helge Limburg (GRÜNE) 

10. Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrat Martin. 

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektor Weemeyer, 

Regierungsrätin March-Schubert,  

Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 14.02 Uhr bis 15.35 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigte die Niederschrift über die 

43. Sitzung. 

*** 
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Tagesordnung: 

a)  Entwurf eines Gesetzes über die Feststel-

lung des Haushaltsplans für die Haushalts-

jahre 2022 und 2023 (Haushaltsgesetz 

2022/2023 - HG 2022/2023 -) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/9720 neu 

erste Beratung:   

117. Plenarsitzung am 15.09.2021 

federführend:  AfHuF  

mitberatend:  ständige Ausschüsse 

b)  Mittelfristige Planung des Landes Nieder-

sachsen 2021 bis 2025 

Unterrichtung durch die Landesregierung - 

Drs. 18/9847 

gemäß § 62 Abs. 1 GO LT überwiesen am 

01.09.2021 

federführend:  AfHuF  

mitberatend:  ständige Ausschüsse 

 

Beratung des Entwurfs des Haushaltsplans 

für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 

 

Einzelplan 03 -  Ministerium für Inneres und 

Sport 

Einbringung 

VerfSchVP’in Dr. Oelkers (MI): Ich möchte Ihnen 

den Entwurf des Haushaltsplans für die Haus-

haltsjahre 2022 und 2023 vorstellen.  

Vorab ein Hinweis: Herr Präsident Witthaut befin-

det sich in einem schon seit sehr langer Zeit ge-

planten Urlaub. Daher lege ich Ihnen den Haus-

halt dar. Ich hoffe, Sie sind damit einverstanden. 

Lassen Sie mich zunächst zum Thema Kernsa-

nierung und Erweiterungsbau zum Dienstge-

bäude berichten; denn hiervon ist auch im Haus-

haltsentwurf wesentlich die Rede.  

Nach intensiven Verhandlungen mit dem Eigen-

tümer des Dienstgrundstückes und des Dienstge-

bäudes in der Büttnerstraße hat Herr Staatssek-

retär Manke einen Vertrag unterzeichnet, mit dem 

auf dem bestehenden Dienstgrundstück mittels 

Errichtung eines Ausweich- und Ergänzungsge-

bäudes und der abschnittsweisen Kernsanierung 

des vorhandenen Gebäudes die zukünftige Un-

terbringung des Verfassungsschutzes in einem 

langjährigen Mietverhältnis sichergestellt werden 

kann. Ich kann Ihnen auch berichten, dass die 

Bagger bereits auf den Hof gefahren sind und 

bedient werden. Dafür wird der Verfassungs-

schutz in den Haushaltsjahren ab 2022 eine bis 

2051 laufende Verpflichtungsermächtigung aus 

der Haushaltsaufstellung 2021 für die Folgeun-

terbringung der Behörde in Anspruch nehmen.  

Im Haushalt 2022 und 2023 sind weiterhin Kosten 

veranschlagt, die begleitend zu den vom Eigen-

tümer finanzierten Ausgaben für die neue Liegen-

schaft entstehen werden. Bei Titel 812 01 sind für 

Grundstücks- und Gebäudesicherungseinrichtun-

gen 730 000 Euro in 2022 und 610 000 Euro in 

2023 veranschlagt. Aus ihnen werden baubeglei-

tend die Kosten für den Ersatz und die Ergänzung 

der Gebäudesicherungs- und Schutzeinrichtun-

gen der ersten Bauabschnitte beglichen.  

Nach aktuellem Planungsstand soll die Kernsa-

nierung im Jahr 2025 abgeschlossen sein. Für die 

bis dahin folgenden Umzüge in das Ausweich- 

und Ergänzungsgebäude, sukzessive Rückum-

züge in die sanierten Bereiche des Bestandsge-

bäudes sowie die geheimschutzbedingte Baustel-

lenbewachung sind in den Haushaltsjahren 2022 

und 2023 jeweils 250 000 Euro bei Titel 517 01 

veranschlagt. 

Ich möchte nunmehr auf die konkreten Inhalte 

und Veränderungen in Kapitel 0390 zu sprechen 

kommen. Der Haushaltsplan sieht für das Kapi-

tel 0390 in 2022 ein Ausgabevolumen in Höhe 

von insgesamt 26 376 000 Euro vor. Das ist eine 

Erhöhung im Vergleich zu 2021 in Höhe von 

knapp 1 Million Euro. Im Hinblick auf einen leicht 

reduzierten Personalkostenansatz entfällt der 

Mehrbetrag auf den Sachhaushalt. Er steht dabei 

allein mit der notwendigen Kernsanierung und 

dem Erweiterungsbau des Dienstgebäudes in 

Verbindung. Darauf werde ich gleich noch detail-

lierter eingehen. 

Zu den Personalkosten möchte ich anmerken, 

dass für 2022 eine Stellenmehrung im Umfang 

von insgesamt vier Stellen vorgesehen ist, davon 

drei für den Fachbereich Rechtsextremismus und 

eine für die waffenrechtliche Zuverlässigkeits-

überprüfung. Das Personalkostenbudget insge-

samt verringert sich von 20,499 Millionen Euro in 

2021 auf 19,735 Millionen Euro in 2022. Da aber 

keine Stelle gekürzt worden ist, gehen wir davon 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09501-10000/18-09720.pdf
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aus, dass sich dieses durch die normale Perso-

nalfluktuation am Ende ausgleichen wird. Ob eine 

Kürzung am Ende Relevanz hat für z. B. eine 

spätere Ausschreibung, wird letztlich die Praxis 

zeigen, aber wir werden uns darum bemühen, 

dass das nicht der Fall ist. 

Ich komme als nächstes zum Sachhaushalt. Der 

erwähnte Mehrbetrag im Sachhaushalt beträgt in 

2022 insgesamt 1,53 Millionen Euro. Dieser ver-

teilt sich, wie zum Teil bereits eingangs erwähnt, 

auf die Titel 517 01, 812 01 sowie 812 99. Im Zu-

ge des Doppelhaushalts 2022/2023 sind Verstär-

kungen der Ansätze in den Titeln 517 01 und 

812 01 auch im Haushaltsjahr 2023 vorgesehen. 

Sie betragen 250 000 Euro bzw. 610 000 Euro. 

Der Titelansatz 812 01 wird dann im Haushalts-

jahr 2024 noch einmal um 300 000 Euro erhöht 

werden. Damit beträgt die Verstärkung der Ver-

fassungsschutzhaushalte für die Jahre 2022 bis 

2024 insgesamt 2,69 Millionen Euro. Diese Mittel 

dienen in nahezu vollem Umfang der Installation 

von Gebäudesicherungstechnik und notwendiger 

IT-Installation.  

Außerdem sind Umzugskosten im Zusammen-

hang mit den jeweils vorübergehenden Umzügen 

in den Neubau eingeplant. Die Kernsanierung des 

bestehenden Gebäudes wird in mehreren senk-

rechten Segmenten verlaufen, und die dort unter-

gebrachten Kolleginnen und Kollegen werden 

dann jeweils bis zur erfolgten Fertigstellung eines 

Segmentes in den Neubau übergangsweise um-

ziehen. 

Bei den eingangs erwähnten Baubewachungs-

kosten handelt es sich um Aufwendungen, die so 

speziell für sicherheitsbehördliche Baumaßnah-

men anfallen, dass sie vom Land getragen wer-

den müssen und nicht von Vermieterseite.  

Die Ansätze für Mieten und Pachten für Grund-

stücke, Gebäude und Räume - sie werden im Ti-

tel 518 01 abgebildet - sind im Zuge der Nutzflä-

chenerweiterung ebenfalls deutlich erhöht. Ge-

genüber langjährig zu erbringenden knapp 

800 000 Euro pro Jahr steigen sie auf gut 

1 Million Euro in 2022 und gut 1,5 Millionen Euro 

in 2023. - Das liegt daran, dass wir sukzessive 

die neuen Räumlichkeiten beziehen und dann na-

türlich eine höhere Miete zahlen müssen.  

Für die Folgejahre ist im Titel 518 01 eine Ver-

pflichtungsermächtigung ausgebracht, die insge-

samt knapp 80 Millionen Euro beträgt.  

Über die genannten Titelveränderungen hinaus-

gehend gibt es nur noch eine Erhöhung des Titel-

ansatzes bei 631 01 - Erstattung von Verwal-

tungsaufgaben an den Bund. Dieser Titel deckt 

ausschließlich die Beteiligung des Landes Nie-

dersachsen an den Kosten der Akademie für Ver-

fassungsschutz ab. Diese Kosten steigen und 

sind für 2022 mit einer Erhöhung von 10 % prog-

nostiziert. Daher die Erhöhung von 300 000 Euro 

auf 330 000 Euro.  

Diese Mehrkosten sind innerhalb des Kapitels 

0390 zu kompensieren. Die entsprechende Ein-

sparung wird im Titel 546 59 erbracht, dessen 

Ansatz folglich um 30 000 Euro reduziert wird. 

Einzelheiten dazu trage ich im vertraulichen Sit-

zungsteil vor. 

Der Verfassungsschutz bewirtschaftet außerdem 

noch den Titel 531 12 im Kapitel 0302 - Allge-

meine Bewilligungen. Aus diesem Titel wird die 

Dokumentationsstelle Verfassungsschutz projek-

tiert. Sie wurde Ende 2016 ins Leben gerufen und 

besteht aus zwei Arbeitsbereichen, die Ihnen 

vermutlich aus den vorvergangenen Jahren be-

kannt sind. Die Staats- und Universitätsbibliothek 

Göttingen nimmt die Aufgabe wahr, die offenen 

Materialien des niedersächsischen Verfassungs-

schutzes zu sammeln, zu archivieren und der Öf-

fentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Das Göttin-

ger Institut für Demokratieforschung widmet sich 

der phänomenübergreifenden Analyse extremisti-

scher Szenen, Ideologien und Bewegungen. Es 

besteht im Haushaltsjahr 2022 wie auch für den 

gesamten Zeitraum der Mittelfristigen Planung, 

d. h. bis einschließlich 2025, ein Mittelansatz zur 

Förderung dieser Aufgaben in Höhe von insge-

samt 800 000 Euro jährlich.  

Ich möchte damit meine Ausführungen im öffent-

lichen Sitzungsteil schließen. Für Fragen stehe 

ich Ihnen gern zur Verfügung. 

 

Allgemeine Aussprache 

Wortmeldungen ergaben sich nicht. 
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Einzelberatung 

Der Ausschuss las den Einzelplan 03. Eine be-

sondere Aussprache ergab sich zu den folgenden 

Punkten in Kapitel 0390 - Verfassungsschutz -: 

 

Titel 119 01 -  Sonstige Verwaltungseinnahmen 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) fragte, aus wel-

chem Grund der Ansatz in Titel 119 01, nachdem 

das Ist im Jahr 2020 lediglich 7 000 Euro betra-

gen habe und für das laufende Jahr 10 000 Euro 

veranschlagt worden seien, für die Jahre 2022 

und 2023 auf 30 000 Euro erhöht worden sei. 

ROAR Lansing (MI) erläuterte, unter diesem Titel 

würden praktisch ausschließlich Schadensersatz-

leistungen gebucht, die der Verfassungsschutz 

erhalte, wenn Kolleginnen oder Kollegen geschä-

digt worden seien, z. B. durch einen Autounfall im 

privaten oder dienstlichen Bereich. Die Erhöhung 

des Ansatzes beruhe auf einer Prognose. Derzeit 

seien mehrere größere Verfahren anhängig, und 

in diesem Zusammenhang könne mit entspre-

chenden Einnahmen gerechnet werden.  

 

Titel 812 01 -  Erwerb von Geräten und sonsti-

gen beweglichen Sachen 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) war interessiert 

zu erfahren, ob im Zusammenhang mit der Kern-

sanierung und dem Erweiterungsbau des Dienst-

gebäudes, für die - berechtigterweise - Landes-

mittel in erheblichem Umfang aufgewendet wür-

den, mit dem Grundstückseigentümer eine Erstat-

tungsvereinbarung hinsichtlich der verbauten Si-

cherheitstechnik geschlossen worden sei oder ob 

diese mit Auslaufen des Mietvertrages in den Be-

sitz des Eigentümers übergehe. 

VerfSchVP’in Dr. Oelkers (MI) erklärte, vor dem 

Hintergrund der speziellen Anforderungen des 

Verfassungsschutzes und der Schwierigkeiten, 

die sich bei der Suche nach einem neuen Dienst-

gebäude aufgetan hätten, sei im neuen Mietver-

trag vorausschauend eine relativ lange Laufzeit - 

28 Jahre - vereinbart worden. Sollte der Mietver-

trag danach nicht verlängert und ein neuer 

Standort gewählt werden, könne die vorhandene 

Sicherheitstechnik - Personenschleuse, Mikrowel-

lenstrecke etc. -, soweit dies sinnvoll erscheine, 

ausgebaut und mitgenommen werden. 

Übersicht über das Beschäftigungsvolumen, das 

Budget und die Stellen 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) kam auf die Ent-

wicklung des Beschäftigungsvolumens zu spre-

chen und wies darauf hin, dass auf die Erhöhung 

von 290,78 Vollzeiteinheiten (VZE) im Jahr 2020 

auf 332,99 VZE Jahr 2021 nun eine Kürzung auf 

314,32 VZE für 2022 und 2023 vorgesehen sei. 

Ihn würde in diesem Zusammenhang interessie-

ren, so der Abgeordnete, wie sich die Situation 

aktuell darstelle und ob derzeit gegebenenfalls 

Stellen nicht besetzt seien. 

VerfSchVP’in Dr. Oelkers (MI) antwortete, bei 

den momentanen Vakanzen - es gehe um etwa 

zwölf Stellen - handele sich um eine Entwicklung 

im Rahmen der normalen Fluktuation, z. B. durch 

altersbedingte Abgänge. Die Wiederbesetzung 

dieser Stellen nehme üblicherweise etwas Zeit in 

Anspruch.  

Die 50 zusätzlichen Stellen, die der Verfassungs-

schutz in den vergangenen Jahren erhalten habe, 

seien mittlerweile alle besetzt. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) hakte nach, wo 

sich die Reduzierung um 18 VZE konkret nieder-

schlagen werde bzw. was dies für die Arbeit des 

Verfassungsschutzes bedeute. 

VerfSchVP’in Dr. Oelkers (MI) betonte, der Ver-

fassungsschutz sei bemüht, mit der Einsparung 

so umzugehen, dass sie am Ende überhaupt kei-

ne Auswirkungen haben werde.  

Wie bereits dargelegt, seien derzeit etwa zwölf 

Stellen aufgrund der normalen Fluktuation nicht 

besetzt. Diese Zahl könne - je nachdem, wie viele 

altersbedingte oder sonstige Abgänge zu ver-

zeichnen seien - durchaus auch höher ausfallen. 

Da Einstellungen beim Verfassungsschutz natur-

gemäß etwas länger dauerten - allein schon 

durch die Sicherheitsüberprüfung, die sich oft-

mals über zwei bis drei, in Zeiten der Pandemie 

vielleicht sogar über vier Monate hinziehe -, sei 

ein gewisses Volumen gut einsparbar, ohne dass 

es sich auf die Arbeit des Verfassungsschutzes 

auswirke. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) meinte, wenn kei-

ne Auswirkungen spürbar seien, müssten die in 

Rede stehenden 18 VZE quasi übrig sein. 

VerfSchVP’in Dr. Oelkers (MI) verneinte dies. 

Dennoch zeige die Erfahrung, dass es schwierig 

sei, vakante Stellen lückenlos wiederzubesetzen, 
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und in diesem Zuge bleibe gelegentlich ein Teil 

des Volumens liegen. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) bat um eine 

Übersicht, aus der hervorgeht, wie groß dieser 

Teil in den vergangenen Jahren im Schnitt gewe-

sen sei, um die Situation besser einschätzen zu 

können. 

VerfSchVP’in Dr. Oelkers (MI) sagte zu, eine sol-

che Übersicht zur Verfügung zu stellen. 

* 

Der Ausschuss kam überein, die Haushalts-

beratungen im vertraulichen Teil der Sitzung fort-

zusetzen, über den eine gesonderte Niederschrift 

gefertigt wird. 

*** 




